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PROTOKOLL 

 

 

 

über die am Dienstag, den 8. April 2014, von 18.05 Uhr bis 20.20 Uhr im Sitzungszimmer 

des Kommunalzentrums unter dem Vorsitz von Bürgermeister Mag. Stefan Seiwald 

abgehaltene 

 

 

 

37. Gemeinderatssitzung (Gemeinderatsperiode 2010 – 2016) 

 

 

 

Anwesend: Hubert Almberger, Simon Aschaber, Christine Bernhofer, Mag. Helga 

Embacher, Alois Foidl, August Golser, Johann Grander, Christine 

Gschnaller, Andrea Hauser, Mag. Leo Hofinger, Renate Kammerlan-

der, Manfred Kecht, Heribert Mariacher, Leo Resch, Doris Reiter (ab 

18.10 Uhr), Franz Viertl, Peter Wallner, Dr. Georg Zimmermann 

 

Entschuldigt: Robert Steger (Ersatz: Franz Viertl [entschuldigt auch das Ersatzmit-

glied Carlos Kammerlander]), Ing. Manfred Keuschnigg (Ersatz: Doris 

Reiter) 

 

Nicht entschuldigt: niemand 

 

Schriftführer: Dr. Ernst Hofer, MBA 

 

 

 

 

Marktgemeinde St. Johann in Tirol 
Bahnhofstraße 5, 6380 St. Johann in Tirol 
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T A G E S O R D N U N G 

 

 

 

 

I. Berichte des Bürgermeisters 

 

o St. Johanner Bergbahnen Gesellschaft m.b.H. 

o Präsentation des Betreibers der zukünftigen „Seniorenresidenz“ 

 

II. Anträge des Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes 

 

1) Abschluss eines Vertrags mit Thomas Klausner (Verlegung des Bahnhofwegs) 

2) Festlegung der weiteren Vorgangsweise beim Recyclinghof 

3) Bestimmung einer Wohnstraße (Prantlstraße) 

 

III. Berichte und Anträge der Ausschüsse 

 

1) BAUAUSSCHUSS 

1) Erlassung eines Bebauungsplans für einen Teil des Gst. 3410/23 (Rik Höschele) 

 

2) SPORTAUSSCHUSS 

1) Mittelfreigabe: Einbau einer Bewässerungsanlage bei den Trainingsplätzen des 

„Koasastadions“ 

2) Freigabe der Jahressubventionen für Sportvereine (Akontozahlung) 

 

3) UMWELTAUSSCHUSS 

1) Bericht über den Tiroler Fahrradwettbewerb 

 

IV. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
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I. BERICHTE DES BÜRGERMEISTERS 

 

Am Beginn der Sitzung sind 18 Gemeinderäte anwesend. 

 

Der Bürgermeister teilt eingangs mit, dass der Bericht „Präsentation des Betreibers der zu-

künftigen ‚Seniorenresidenz‘“ aufgrund einer Verhinderung der Vortragenden entfällt. 

 

Doris Reiter kommt um 18.10 Uhr zur Sitzung. Es sind 19 Gemeinderäte anwesend. 

 

o St. Johanner Bergbahnen Gesellschaft m.b.H. 

 

Wolfram Jahn berichtet über einen „außergewöhnliche[n] Winter“. Nach gutem Start 

hätten die „extremen Temperaturen“ die Saison „extrem schwierig“ gestaltet, welche 

frühzeitig beendet werden habe müssen. 

 

Auf dieses frühe Saisonende anspielend, führt Christine Bernhofer aus, ihr sei „zu Oh-

ren gekommen“, „einige“ „Gastwirtschaften“ seien hinsichtlich der Schließung des Lift-

betriebs „nicht eingebunden“ gewesen. Wolfram Jahn antwortet, die Entscheidung zur 

Schließung sei „spätabends“ erfolgt, was die Kommunikation wohl erschwert habe. Auf 

Nachfrage von Christine Bernhofer teilt Wolfram Jahn mit, ihm sei diese Kritik der Gast-

ronomen bekannt. Alois Foidl kann dieser Kritik indes wenig abgewinnen: Er habe dafür 

„kein Verständnis“. Die Liftgesellschaft stelle die Informationen rasch zur Verfügung. 

Wenn diese jedoch nicht zeitgerecht abgerufen würden, sei Kritik an der Informations-

politik unangebracht. Vielmehr wolle er ein „Lob“ aussprechen: Es sei über die Maßen 

„positiv“, in welch „optimale[m] Zustand“ sich die Schipisten stets befunden hätten. Re-

nate Kammerlander und der Bürgermeister ersuchen Wolfram Jahn, den Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern der St. Johanner Bergbahnen Gesellschaft m.b.H. die wertschät-

zenden Ausführungen von Alois Foidl weiterzuleiten. 

 

Peter Wallner erkundigt sich bei Wolfram Jahn nach dessen Einschätzung der Qualität 

der Beziehung zwischen der Führung und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 

Liftgesellschaft. Wolfram Jahn meint, seine „Tür“ stünde „offen“. Er pflege ein „nettes“ 

Verhältnis zu den Bediensteten. 
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o Präsentation des Betreibers der zukünftigen „Seniorenresidenz“ 

 

Dieser Bericht entfällt. Siehe hiezu die Anmerkungen am Beginn dieses Tagesord-

nungspunktes. 

 

II. ANTRÄGE DES BÜRGERMEISTERS UND DES GEMEINDEVORSTANDES 

 

1) Abschluss eines Vertrags mit Thomas Klausner (Verlegung des Bahnhofwegs) 

 

Der Amtsleiter erläutert die wesentlichen Parameter dieses Verhandlungsgegenstan-

des. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Der Abschluss des Vertrags mit Thomas Klausner laut Anlage A dieses Gemeinde-

ratsprotokoll wird genehmigt. 

 

2) Festlegung der weiteren Vorgangsweise beim Recyclinghof 

 

Der Amtsleiter teilt mit, dass mit der DAKA Entsorgungsunternehmen GmbH & Co. KG. 

(im Folgenden: DAKA) kein zufriedenstellendes Verhandlungsergebnis erzielt worden 

sei. 

 

Im Wesentlichen hätten folgende Umstände eine Einigung verhindert: 

 

DAKA betreibt als Untermieterin der Gemeinde beim Recyclinghof eine Altstoffsammel-

stelle. Diese stellt einen zusätzlichen Service für die Bevölkerung dar, ist für den Be-

trieb des Recyclinghofs aber nicht unbedingt notwendig. (Bei Entfall der Altstoffsam-

melstelle müsste die Gemeinde aufgrund gesetzlicher Vorgabe allerdings zweimal im 

Jahr eine Sperrmüllsammlung anbieten. Bei Wegfall der DAKA-Sammelstelle sind die 

von Johann Grander im Rahmen der Diskussion angesprochenen „neapolitanische[n] 

Verhältnisse“ jedoch nicht zu erwarten.) 

 

Damit diese Altstoffsammelstelle in den kommenden Jahren ordnungsgemäß betrieben 

werden kann, sind erhebliche Investitionen nötig. Nachdem die Investitionskosten aus-

schließlich aufgrund des Betriebs der DAKA-Sammelstelle anfallen, war die Gemeinde 
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der Ansicht, dass diese Kosten dem Verursacherprinzip entsprechend ausschließlich 

von DAKA zu tragen sind. DAKA war jedoch nur zu einer partiellen Kostenübernahme 

bereit, wodurch die Gemeinde einen Teil der DAKA-Investitionen zahlen hätte müssen. 

Gleichzeitig war DAKA nicht willens, einen höheren Mietzins zu akzeptieren. 

 

Der Bürgermeister ergänzt, man drehe sich in dieser Angelegenheit seit geraumer Zeit 

„im Kreis“. 

 

Mag. Helga Embacher führt zwei Varianten ins Treffen: Der Betreiber schafft die Infra-

struktur (zahlt also die Investitionskosten) oder die Infrastruktur wird von der Gemeinde 

zur Verfügung gestellt. Dies müsse sich dann allerdings im Bestandzins niederschla-

gen. Es sei somit nicht denkbar, dass die Gemeinde die Investitionen tätige, ihr dies im 

Bestandzins aber nicht abgegolten werde. Dies ist auch die Meinung des Bürgermeis-

ters. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Die Kosten, die für eine allfällige Fortführung einer Altstoffsammelstelle in St. Johann in 

Tirol anfallen, sind zu erheben. Des Weiteren ist eine entsprechende Ausschreibung 

vorzubereiten. 

 

3) Bestimmung einer Wohnstraße (Prantlstraße) 

 

Der Amtsleiter trägt die wesentlichen Parameter dieses Tagesordnungspunkts vor. 

 

Dieser Verhandlungsgegenstand ist zum Teil umstritten. So ist für Johann Grander die 

Bestimmung der Prantlstraße zur Wohnstraße nur „schwer nachvollziehbar“ (kritisch 

auch Alois Foidl). Mag. Helga Embacher findet es hingegen „großartig“, dass die „recht 

zahlreich[en]“ „Anrainer“ sich darauf einigen konnten, ihre Straße als Wohnstraße zu 

gestalten. Diesem „demokratische[n] Prozess“ „sollte“ der Gemeinderat als „verord-

nungsgebende Instanz“ „eigentlich“ „nicht viel hinzufügen.“ Franz Viertl möchte wissen, 

ob alle Anrainer informiert worden seien „oder nur eine Clique“. Der Bürgermeister ant-

wortet, die Information sei an alle gerichtet worden. Für ihn sei es unterdessen wichtig, 

dass eine Bestimmung der Prantlstraße zur Wohnstraße von den Betroffenen akzep-

tiert werde und sich der Gemeinderat mit dieser Causa nicht binnen kurzer Zeit wieder 

befassen müsse. Heribert Mariacher mahnt abschließend eine Information über die 
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Verordnung zu diesem Tagesordnungspunkt in den St. Johanner Gemeindenachrichten 

an. 

 

Beschluss (17:2): [zwei Ablehnungen in Form der Enthaltung, eine Enthaltung 

stammt von Alois Foidl] 

 

V E R O R D N U N G 

 

Gemäß §§ 76b und 94d Z 8a Straßenverkehrsordnung StVO 1960, BGBl.  

Nr. 159/1960, in der Fassung BGBl. Nr. I 39/2013, wird aus Gründen der Sicherheit, 

Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs, folgende Verkehrsmaßnahme verfügt: 

 

§ 1. Ein Teil der Prantlstraße wird als Wohnstraße bestimmt. 

 

§ 2. (1) Folgende Straßenverkehrszeichen sind anzubringen: 

 

1. Hinweiszeichen „Wohnstraße“ (§ 53 Abs 1 Z 9c StVO 1960) (Koordinaten:  

- 68.576,49/264.930,00) 

 

 

 

2. Hinweiszeichen „Ende einer Wohnstraße“ (§ 53 Abs 1 Z 9d StVO 1960) (Koordina-

ten: - 68.573,85/264.920,28) 

 

 

 

(2) Die Position der Hinweiszeichen ist zusätzlich im verkehrstechnischen Gutachten 

der Ingenieurbüro für Verkehrswesen Huter Hirschhuber OG vom 12. Dezember 2013 

dargestellt. Dieses verkehrstechnische Gutachten ist dem Gemeinderatsprotokoll vom 

8. April 2014 als Anlage B angehängt und ist ein Bestandteil dieser Verordnung. 
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§ 3. Diese Verordnung ist durch die in § 2 näher genannten Straßenverkehrszeichen 

kundzumachen und tritt mit deren Anbringung in Kraft. 

 

Der Gemeinderat hält fest, dass das Anhörungsverfahren gemäß § 94f Abs 1 lit b Z 2 

StVO (Mitwirkung) durchgeführt worden ist. 

 

Diese Verordnung enthält eine Anlage (= Anlage B des Gemeinderatsprotokolls vom  

8. April 2014). 

 

III. BERICHTE UND ANTRÄGE DER AUSSCHÜSSE 

 

1) BAUAUSSCHUSS 

1) Erlassung eines Bebauungsplans für einen Teil des Gst. 3410/23 (Rik Höschele) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Tagesordnungs-

punktes unter Zuhilfenahme von .pdf-Dateien, welche an die Wand des Sitzungs-

zimmers projiziert werden. 

 

Beschluss (17:0): [zwei Gemeinderäte abwesend] 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für einen Teil des Gst. 3410/23 des Dr. Erich 

Ortner vom 2. April 2014 („Höschele“) wird gemäß § 66 Abs 1 erster Satz TROG 

2011 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 66 Abs 2 TROG 

2011 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs nach § 66 

Abs 1 erster Satz TROG 2011 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des 

Bebauungsplans; dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb 

der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von 

einer hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. 

 

2) SPORTAUSSCHUSS 

1) Mittelfreigabe: Einbau einer Bewässerungsanlage bei den Trainingsplätzen des 

„Koasastadions“ 

 

Der Bürgermeister erklärt, die ursprüngliche Absicht sei es gewesen, beide Trai-

ningsplätze beim „Koasastadion“ mit einer Bewässerungsanlage zu versehen (Kos-

ten laut einem eingeholten Angebot: EUR 36.731,94). Die „Betreiber“ beim Fußball-
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platz (gemeint: Vertreter des SK St. Johann in Tirol) hätten mittlerweile eindringlich 

um die Errichtung einer Terrassenüberdachung beim sogenannten Clubgebäude 

gebeten. Vor diesem Hintergrund sei der „Wunsch“ entstanden, derzeit nur einen 

Trainingsplatz mit einer Bewässerungsanlage auszustatten und die dadurch frei 

werdenden Mittel (= EUR 18.365,97) für die Terrassenüberdachung zu verwenden. 

Alois Foidl erachtet diese Maßnahme als „äußerst wichtig“. Sie sei schon vor „etli-

chen Jahren“ angedacht gewesen, dann aber Einsparungen „zum Opfer gefallen“. 

Die jetzige Umsetzung erfreue ihn daher „umso mehr“. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Es werden folgende Mittel freigegeben: 

 

 EUR 18.365,97 für den Einbau einer Bewässerungsanlage beim östlichen 

(„alten“) Trainingsplatz im „Koasastadion“ 

 EUR 18.365,97 für die Errichtung einer Terrassenüberdachung beim soge-

nannten Clubgebäude 

HHSt. 262-043 

 

2) Freigabe der Jahressubventionen für Sportvereine (Akontozahlung) 

 

Der Amtsleiter trägt den Sachverhalt vor. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Die nachstehenden Vereine erhalten eine Akontozahlung auf die Jahressubvention 

2014. Die Höhe der Akontozahlung beträgt EUR 33.865,00 und teilt sich wie folgt 

auf: 

 

Name des Vereins Betrag in EUR 

SK St. Johann in Tirol 5.950,00 

Ski-Club St. Johann in Tirol 5.950,00 

Österreichischer Alpenverein, Sektion Wilder Kaiser St. Johann 

in Tirol 

4.900,00 

Tischtennisverein (TTV) Raika St. Johann in Tirol 1.120,00 

TAE KWON-DO Verein St. Johann in Tirol 1.925,00 
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Wassersportverein St. Johann in Tirol 2.450,00 

EHC St. Johanner Eisbären 1.750,00 

St. Johanner Sportschützen 1.190,00 

Österreichischer Turnerbund – Turnverein St. Johann in Tirol 1.260,00 

Radunion St. Johann in Tirol 1.050,00 

Badmintonclub Kitzbühel-St. Johann in Tirol 840,00 

FIT-GYM, Verein für Sport und Freizeit St. Johann in Tirol 840,00 

Modellsportclub St. Johann in Tirol 280,00 

Volleyballclub St. Johann in Tirol 2.100,00 

Heeressportverein St. Johann in Tirol 560,00 

Karate-Union Shotokan Tirol 700,00 

Hobby-Tennis-Verein Panorama St. Johann in Tirol 1.000,00 

HHSt. 269-757 

 

3) UMWELTAUSSCHUSS 

1) Bericht über den Tiroler Fahrradwettbewerb 

 

Zunächst berichtet der Obmann des Umweltausschusses, Leo Resch, mithilfe meh-

rerer Dateien, welche jeweils an die Wand des Sitzungszimmers projiziert werden, 

über den Tiroler Fahrradwettbewerb. Peter Wallner erläutert anschließend die 

Schulinitiative „BIKEline 2014 We bike the world“. 

 

Siehe für weitere Informationen www.tirolmobil.at. 

 

Der Bürgermeister bedankt sich abschließend bei beiden Vortragenden für ihr En-

gagement beim Tiroler Fahrradwettbewerb. 

 

IV. ANTRÄGE, ANFRAGEN UND ALLFÄLLIGES 

 

Noch einmal: Fuldabrück. Johann Grander erinnert vor dem Hintergrund der wenigen 

Anmeldungen zum wiederholten Mal an die Reise in die deutsche Partnergemeinde 

Fuldabrück Ende Juni 2014. 

 

 

 

 

http://www.tirolmobil.at/
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Dieses Protokoll enthält zwei Anlagen. 

 

St. Johann in Tirol, 8. April 2014 

 

Der Bürgermeister: 

 

 

 

 

Der Schriftführer: Gemeinderäte: 

 






















































